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			Elementarschadenversicherung für alle: Einführung einer Pflichtversicherung

			In immer kürzeren Abständen zeigen Naturgewalten, welch zerstörerische Kraft sie entfalten können. Teils sind sogar Menschenleben zu beklagen, in jedem Fall aber hohe finanzielle Schäden entstanden, besonders, wenn der für viele Menschen größte Wertspeicher, die eigene Immobilie, betroffen ist. 

			Nicht versicherte Verbraucher stehen dann vielfach vor den Trümmern ihrer finanziellen Existenz. Es bedarf daher eines verlässlichen Versicherungsschutzes. Es ist kaum zu akzeptieren, dass Betroffene nach jeder Katastrophe auf private Spenden und staatliche Unterstützung angewiesen sind.

			Auch wenn in Baden-Württemberg die Elementarschadenversicherung weit verbreitet ist, sind etwa 100.000 Immobilien hierzulande ohne diesen wichtigen Versicherungsschutz. Dies bedeutet, dass die finanzielle Absicherung bezüglich wichtiger Gefahren wie Überschwemmung, Erdbeben, Erdrutsch, Schneeschäden und Rückstau nach einem starken Regen fehlt. Mit begründet ist dies unter anderem darin, dass Versicherer unterschiedliche Risikoregionen festlegen und in gefährdeten Regionen gar keinen Versicherungsschutz anbieten oder wenn, dann nur mit hohen Versicherungsbeiträgen. Ohne Versicherungsschutz zu sein, heißt nicht nur, im Schadensfall keine Versicherungsleistungen zu bekommen, sondern es ist auch eine enorme Belastung für Verbraucher zu wissen, dass ein an sich versicherbares Naturereignis bei ihnen zum finanziellen Ruin führen kann. 

			Die Lösung dieser gegenwärtigen verbraucherbelastenden Situation liegt in der Einführung einer Pflicht zum Abschluss einer Elementarschadenversicherung. Damit bekommt jeder Gebäudebesitzer Zugang zu einer ­Elementarschadenversicherung und kann finanzielle Schäden durch Naturgefahren versichern. Eine zusätzliche staatliche Risikoübernahme könnte sicherstellen, dass der Versicherungsschutz für alle Verbraucher zu angemessenen Beiträgen angeboten ­werden kann. 

			Die Notwendigkeit einer Pflichtver­sicherung ist gut begründet: Die Solidarität mit Verbrauchern in besonders gefährdeten Gebieten gebietet es, ­einen für alle Verbraucher zugänglichen Versicherungsschutz zu ermöglichen. Damit ist nicht nur Menschen in jetzt von Naturgefahren besonders bedrohten Gebieten geholfen, sondern allen Verbrauchern. Denn die ­Risikoeinstufung eines Gebäudes durch die Versicherer kann sich jederzeit ändern.

			Ferner ermöglicht das Versicherungsvertragsgesetz sehr kurzfristige Kündigungen durch Versicherer. Dadurch besteht die Gefahr für jeden Versicherungsnehmer, unter Umständen innerhalb kurzer Zeit gekündigt zu werden. Dann kann die Suche nach neuem Versicherungsschutz aufwändig werden, gegebenenfalls ist gar kein Versicherungsschutz mehr zu erhalten. Außerdem kann der unversicherte Verlust der eigenen Immobilie schnell zur Folge haben, dass Betroffene auf staatliche Transferleistungen angewiesen sind, und dies bedeutet ­Kosten für die Allgemeinheit. 

			Die Verbraucherzentrale sieht ­folgende Gestaltungselemente ­einer Pflichtversicherung als ­wesentlich: 

			•	Verlässlicher Zugang zur Elementarschadenabsicherung für alle Verbraucher

			•	Staatliche Haftungsübernahme für hohe Risiken

			•	Keine (wesentlich) höheren Beiträge für bisher bereits Versicherte

			•	Multigefahrenabsicherung (­breitere Gefahrenabdeckung)

			•	Anreize für Schadensvermeidung 

			Der Heiz-Check nimmt die Heizung unter die Lupe

			Viele Heizungen verbrennen nicht nur Öl oder Gas, sondern auch viel Geld – wenn sie ineffizient arbeiten und damit mehr Energie verbrauchen als notwendig. Hier setzt der Heiz-Check der Verbraucherzentrale an. Der Check liefert eine unabhängige Bewertung der Heizanlage und konkrete Empfehlungen, wie sich die Anlage auch ohne große Investitionen verbessern lässt. Häufig reicht es beispielsweise, Rohre und Armaturen zu dämmen oder die Heizanlage an die Bedürfnisse der Bewohner anzupassen. Bei vielen Heizungsanlagen kann die Effizienz auch durch einen hydraulischen Abgleich deutlich verbessert werden.

			Wie läuft der Heiz-Check ab?

			Wer den Heiz-Check in Anspruch nimmt, bekommt an zwei aufeinanderfolgenden Tagen Besuch von einem Energieberater. Der Experte lässt sich sämtliche Komponenten der Heizungsanlage – wie Kessel, Warmwasserspeicher, Mischer und Ventile – zeigen und nimmt Daten wie Alter und Dimensionierung der Anlage sowie den Vorjahresverbrauch auf. Auch überprüft er den Verlauf der Raumtemperatur und ob eine korrekte Nachtabsenkung eingestellt ist. Zwischen den beiden Besuchen zeichnen vom Energieberater angeschlossene Messgeräte wichtige Systemtemperaturen auf. 

			Was passiert nach dem Heiz-Check?

			Auf Basis der Daten fertigt der Energieberater einen Bericht mit seiner Gesamteinschätzung des Heizsystems an. Er gibt darin Empfehlungen, wie sich das System sinnvoll und rentabel optimieren lässt. Diesen Kurzbericht erhalten Verbraucher zwei bis vier Wochen nach dem zweiten Vor-Ort Termin per Post. Manche Vorschläge können handwerklich geschickte Heizungsbesitzer selbst umsetzen – die Dämmung von Heizungsrohren und Armaturen etwa. Bei anderen Maßnahmen wie dem hydraulischen Abgleich, dem Einbau einer neuen Pumpe oder gar ­einem Kesseltausch muss ein Fachhandwerker ran. 

			Für wen ist der Heiz-Check?

			Der Heiz-Check ist bei Gas- und Ölheizkesseln, Niedertemperaturkesseln, Fernwärmestationen oder Wärmepumpen möglich. Gut zu wissen: Auch Mieter können den Heiz-Check buchen.

			Neues Projekt: Information und Beratung für Flüchtlinge und ihre Helfer

			Mit der Ankunft in Deutschland sind Flüchtlinge nicht nur mit der Frage ihrer Aufenthaltserlaubnis und des Asylverfahrens beschäftigt, sondern auch mit Problemen als Verbraucher. Flüchtlinge sind als Verbraucher aufgrund sprachlicher Barrieren und ­Unkenntnis der hiesigen Rechtslage besonders gefährdet. Durch die Förderung des Ministeriums für Ländlichen Raum und Verbraucherschutz Baden-Württemberg (MLR) haben wir die Möglichkeit, in diesem Bereich verstärkt Hilfe anbieten zu können.

			Auf unserer Internetseite www.vz-bw.de/fluechtlingshilfe stellen wir mehrsprachige Informationen für Helfer und Flüchtlinge zur Verfügung, unter anderem in Arabisch, Farsi und Englisch. Diese Informationen werden durch das Projekt Flüchtlingshilfe der Verbraucherzentrale Baden-Württemberg stetig erweitert. Per E-Mail fluechtlingshilfe@vz-bw.de beantworten die Mitarbeiterinnen des Projektes Fragen zum Verbraucherschutz im Rahmen der Flüchtlingsarbeit. 

			Sie können uns über diese E-Mail ­Adresse auch mitteilen, wenn Sie auf unseriöse Maschen oder spezielle Probleme stoßen.

			Jetzt auch telefonische Beratung zum Thema Gesundheit

			Seit Juni berät die Verbraucherzentrale Baden-Württemberg auch ­telefonisch zu dem Thema Gesundheit. Ob es sich um Fragen zu Patienten­rechten oder zum Dauerbrenner Vorsorgevollmachten, Patientenverfügung und Betreuungsverfügung handelt – die Experten der ­Verbraucherzentrale beraten anbieterunabhängig. Fragen zur Krankenversicherung wie Ver­sichertenstatus, Beiträge, Leistungen oder Wechsel innerhalb des gesetzlichen beziehungsweise zwischen dem gesetzlichen und dem privaten ­System werden ebenso beantwortet wie zu Problemen mit Arzt, Zahnarzt oder Klinik, seien es Rechnungen, IGeL-Leistungen oder Behandlungs­fehler.

			Erreichbar ist die Telefonberatung unter der Nummer 0900-1-77444-7 zum Preis von 1,75 Euro/Minute aus dem deutschen Festnetz mittwochs 15–18 Uhr und donnerstags 9–12 Uhr.

			Vermögensaufbau bei Nullzinsen, geht nicht? Geht doch!

			Geldanlage zum Vermögensaufbau ist kein Luxusproblem. Seit vielen Jahren, spätestens seit Einführung der Riester-Rente, ist es politischer Wille, dass die Bürger für ihr Alter vorsorgen, indem sie privat ihre Ersparnisse anlegen. Dabei sollte klar sein: Jede Form des Vermögensaufbaus dient der Altersvorsorge. Verbraucher haben es selbst in der Hand, ob und wann das gebildete Vermögen später für eine zusätzliche monatliche Rente oder Auszahlung verwendet werden soll. Wie aber soll man sein Erspartes vermehren, wenn die Zinsen am Nullpunkt sind und deutlich höhere Zinsen nicht in Sicht sind? Hier sind einige häufige Fragen und Antworten zum Thema aus unserer Beratungspraxis. Nicht in jedem Fall ersetzen die Informationen eine Beratung. Wenden Sie sich an Ihre Verbraucherzentrale, wenn Sie unsicher sind oder Fragen zu konkreten Produkten haben. Wir prüfen Ihre bestehenden Verträge und geben Ihnen gerne eine zweite Meinung, ob die Angebote Ihrer Bank, Sparkasse oder eines sonstigen Beraters gut zu Ihnen passen. 

			Wird man bei Tagesgeld und Sparbriefen derzeit real wirklich enteignet?

			Von „realer Enteignung“ spricht man, wenn man sich von dem Ersparten immer weniger kaufen kann, weil die Preise steigen und die Erträge die Preissteigerungen nicht ausgleichen. So gesehen werden wohl in der Tat einige Verbraucher derzeit enteignet, wenn auch in sehr geringem Maße. Bei vielen Banken vor Ort gibt es kaum mehr als 0,1 Prozent Zinsen für Tagesgeld und Festgeld. Wer sich aber über Vergleichsrechner im Internet informiert, kann noch Zinsen von über 0,5 Prozent erreichen. Und das bei gleich guter Einlagensicherung nach deutschem Recht. Wer sicher annähernd 2,0 Prozent Zinsen haben möchte, muss sein Geld schon für zehn Jahre fest anlegen, zum Beispiel in Sparbriefen. So hohe Zinsen gibt es aber nur bei Direktbanken, die im Vergleich zu Filialbanken viel kostengünstiger arbeiten, wovon die Anleger profitieren. Dann ist bei der Verzinsung der Einlagen aber das Ende der Fahnenstange erreicht. Vorsicht bei höheren Zinssätzen und bei Anbietern, die das Geld nach ausländischen Einlagensicherungen absichern. Hier verbergen sich nicht zu unterschätzende Risiken, die viele für den sicheren Teil ihrer Geldanlage gerade ausschließen wollen. Wir sind noch immer weit entfernt von einem einheitlichen Sicherungsniveau bei Einlagen im Euroraum. 

			Jetzt eine Immobilie kaufen und günstig finanzieren? 

			Eine Immobilie mag Selbstnutzern viel Lebensqualität bieten und kann im Einzelfall auch eine prima Altersvorsorge sein. Immerhin kann man später mietfrei wohnen oder die Immobilie verkaufen und aus dem Erlös eine zusätzliche Rente finanzieren, so die Hoffnung. Betrachtet man die Immobilie aber unter dem Gesichtspunkt einer Geldanlage, bei der Wertstabilität und Ertragsperspektive eine Rolle spielen, verhält sich das schon anders. Hier sind die Risiken nämlich – egal, ob bei Selbstnutzung oder bei Vermietung – weitaus größer als gemeinhin angenommen. Sie sind sogar größer als bei einer soliden Geldanlage am Aktienmarkt. Denn zum einen sind die maximalen Verluste generell größer bei jedweder Geldanlage, die mit Krediten finanziert wird, was bei Immobilien die Regel ist. Zum anderen droht ein sogenanntes Klumpenrisiko: Eine Immobilie befindet sich in einem Land an einem bestimmten Standort. Umweltänderungen in direkter Standortumgebung können sich massiv auf den Wert der Immobilie auswirken. 

			Alternative zur direkten Anlage in einzelne Objekte: Wer einen Teil des Geldes in ein paar verschiedene offene Immobilienfonds anlegt, kann von den Mieterträgen und Chancen auf Wertsteigerungen profitieren und die Risiken so gut es geht reduzieren. Eigenheimerwerber sollten wissen, dass dem Kaufpreis zwei Werte gegenüberstehen: Auf der einen Seite steht das Grundstück, dessen Wert je nach Lage einigermaßen stabil bleiben könnte, auf der anderen Seite die Bausubstanz, die ohne Sanierungen nach 50 Jahren praktisch wertlos sein wird.

			Sollte man ins Risiko gehen, um noch gute Renditen zu erzielen?

			Mit riskanten Geldanlagen haben viele Anleger schon schlechte Erfahrungen gemacht. Wer etwa in den Neunzigern Geld in Aktien der Telekom oder des Neuen Marktes angelegt hatte, wird den Börsen heute meist nichts Positives abgewinnen können. Risiko ist aber nicht nur schlecht, denn mit Risiko sind auch immer Chancen verbunden. Entscheidend ist es, schlechte Risiken zu meiden und stattdessen die guten Risiken zu tragen. „Schlechte Risiken“ sind solche, die bei einzelnen Wertpapieren auftreten, denn dabei kann man alles verlieren. Beispiele gibt es zuhauf: Die Babcock Borsig AG war einst im Aktienindex MDAX enthalten, KarstadtQuelle AG und Praktiker AG waren beide einmal im DAX gelistet. Also „solide Unternehmen“, wie Anlageberater das auch heute noch behaupten? Dass deutsche „Qualitätsaktien“ ebenso wie „Weltkonzerne“ keine sichere Bank sind, zeigen Enron, Worldcom, Lehman Brothers oder General Motors. Der Kauf weniger Einzelaktien ist also ein schlechtes Risiko. „Gute Risiken“ dagegen sind solche, die nur die Entwicklung des gesamten Aktienmarktes betreffen, zum Beispiel gemessen an einem Aktienindex. Folgendes Beispiel zeigt, worum es geht: Als die „Volksaktie“ Telekom an die Börse ging, stand der DAX noch bei unter 3.000 Punkten, heute notiert er rund dreimal höher. Manche Anleger hätten heute wohl ein anderes Verhältnis zum Aktienmarkt, wenn sie damals gut beraten worden wären. Viele der damaligen Bankberater feuerten den Hype an, schließlich verdienten die Banken an dem Börsengang glänzend. Besser beraten wären die Anleger, wenn sie damals statt eine Aktie zu kaufen (schlechtes Risiko) einfach einen Anteil am gesamten Aktienmarkt gekauft hätten (gutes Risiko). Wie das geht? Mit preiswerten Indexfonds. Mehr dazu unten „Wie investiere ich am besten in Aktien?“

			Bevor Sie aber am Aktienmarkt Geld anlegen, gibt es eine zentrale Frage, die nur Sie alleine beantworten können: Wollen Sie für mehr Chancen auch mehr Risiko tragen und wenn ja, wo liegt Ihre Schmerzgrenze? Auf wieviel Euro (oder Prozent der Anlagesumme) könnten Sie im schlimmsten Fall verzichten? Viele Anleger tun sich schwer, hierauf eine Antwort zu finden. Nehmen Sie sich ausreichend Zeit dafür. Blicken Sie dabei nicht nur auf die Risiken, wägen Sie auch die Chancen ab. Ihr Bauchgefühl ist dabei wichtig, denn wenn Sie sich nicht wohl fühlen, sobald es an den Aktienmärkten mal wieder kracht – und das tut es andauernd –, sollten Sie die Finger davon lassen oder den ­Aktienanteil begrenzen. Vielleicht hilft Ihnen folgende Tabelle dabei, das für Sie richtige Mischungsverhältnis zu finden:

			Die Tabelle zeigt, dass das Risiko sich durchaus auch lohnen kann. Bei den Berechnungen wurde ein Zinssatz für sichere Anlagen von einem Prozent angenommen und für ein normales Aktienumfeld eine Rendite von fünf Prozent. Das sehr negative Aktienumfeld setzt eine Halbierung der Aktienwerte voraus, was historisch bei weltweiter Streuung auch in etwa das maximale Verlustrisiko war, wenngleich es auf Sicht von 20 Jahren noch nie in dieser Höhe eingetreten ist. Ein sehr positives Aktienumfeld mit einer Vervielfachung der Geldanlage haben wir hier bewusst außen vor gelassen, obwohl es ebenso (un)wahrscheinlich ist wie ein sehr negatives. Wenn es besser kommt als erwartet, können Sie sich darüber freuen, unbedingt zu vermeiden sind aber böse Überraschungen.

			Ein Punkt ist beim Thema Risiko noch wichtig: Wer das Geld zum Leben braucht, kann damit natürlich auch kein Risiko eingehen. Einige ältere Menschen beispielsweise, die Geld aus einer fälligen Lebensversicherung anlegen wollen, sind auf diese Reserven meist angewiesen. 

			Wie investiere ich am besten in ­Aktien?

			Wer breit gestreut in die Aktienmärkte investiert, kann auf deutlich höhere Erträge hoffen. So hat sich der Wert der Aktienmärkte gemessen am MSCI World Index in den letzten sieben Jahren verdoppelt. Solche beeindruckenden Kursanstiege sind aber nicht die Normalität. Die Historie der Aktienmärkte zeigt: Unterm Strich sind die Erträge im langfristigen Durchschnitt jährlich um rund vier Prozent höher als bei sicheren Geldanlagen. Allerdings: Zwischenzeitliche Verluste von bis zu 50 Prozent sind ebenso normal wie rasante Kursanstiege. Indexfonds (auch ETF genannt, Exchange Traded Funds), die die Entwicklung der Aktienmärkte weltweit abbilden, sind eine grundsolide Geldanlage und auch zur Altersvorsorge gut geeignet. Doch auch dabei ist das Auf und Ab unvermeidbar. Die folgende Übersicht zeigt, wie Verbraucher zum Beispiel breit gestreut in Aktienmärkte über sogenannte Indexfonds investieren können. Das geht recht einfach mit einem Produkt, man kann aber auch breiter streuen und in mehr Produkte investieren:

			Die oben genannten Aktienindices sind nicht die einzig sinnvollen, es gibt auch gute weitere Alternativen, für Europa etwa den MSCI Europe oder für die USA den S&P500 oder den MSCI USA. Daneben gibt es auch noch eine Reihe von Indices, die speziell die Entwicklung mittlerer und kleinerer Unternehmen abbilden, etwa den Stoxx Europe Mid 200 oder Small 200 sowie den Russel 2000 US Small Cap Index. Für Anleger entscheidend ist hier lediglich, nicht auf einzelne Länder und Branchen zu spekulieren, sondern möglichst viele verschiedene Aktienmärkte abzudecken. Der Kauf von Indexfonds geht am günstigsten über eine Direktbank. In den Filialen der Banken und Sparkassen und von Finanzvertrieben werden Indexfonds nicht aktiv angeboten, weil hier keine auskömmliche Provision für die Vermittler anfällt. Wenn Ihnen die selbstständige Suche zu kompliziert ist und Sie Beratung brauchen, sprechen Sie mit Ihrem Vermittler offen über Ihr Anliegen. Es gibt auch andere weltweit streuende Fonds im Angebot der Berater, die teurer sind, dafür aber gerne (gegen Provision) verkauft werden. Verhandeln Sie in diesem Fall zumindest den Ausgabeaufschlag, um die Kosten zu reduzieren.

			Sie raten zu kostengünstigen Geldanlagen, aber wie erkennt man diese?

			Über die Kosten von Finanzprodukten sprechen Berater und Vermittler meist ungern, sie verweisen lieber auf das Kleingedruckte in den sogenannten Produktinformationsblättern. Oder sie verharmlosen die Kosten, indem sie behaupten, dass gute Produkte eben ihren Preis hätten. Lassen Sie sich damit nicht abspeisen, denn die Kosten sind von herausragender Bedeutung für den Anlageerfolg. Die folgende Übersicht zeigt die wichtigsten Produkte und einige Kostenarten (die Kostenarten sind längst nicht vollständig, hier sind nur die wichtigsten abgebildet):

			Warum sind die Kosten so entscheidend? Zum einen fallen die Kosten auf jeden Fall an, eventuell in Aussicht gestellte Erträge hingegen nicht. Hier ist ein vereinfachter ­Vergleich zwischen einer teuren ­Altersvorsorge (Dachfonds oder Fondsgebundene Rentenversicherung) und einer günstigen Altersvorsorge (Indexfonds):

			Wie kann ich mit wenigen Schritten zu mehr Rendite kommen?

			Alle, die noch Kredite abzahlen, haben es da einfach. Die Kreditzinsen liegen fast immer über den Anlagezinsen, daher ist hier die Schuldentilgung oft vorteilhaft. Geht das so einfach? BAföG Schulden können vorzeitig abgezahlt werden, Sie bekommen dann sogar einen teilweisen Erlass auf die Restschuld. Immobilienkredite können Sie vor Ablauf der vereinbarten Zinsbindung normalerweise nicht tilgen, es gibt aber zwei Ausnahmen. Die erste: Sie haben vertraglich Sondertilgungsrechte vereinbart. Die zweite: Das Darlehen ist schon seit zehn Jahren an Sie ausgezahlt. Bei Darlehen mit 15-jähriger Zinsbindung können Sie also schon nach zehn Jahren kündigen (Frist sechs Monate). Bauspardarlehen können Sie jederzeit teilweise oder voll zurückzahlen. Ratenkredite (Autokredit, Möbelkredit usw.) können Sie ebenfalls jederzeit zurückzahlen, die Vorfälligkeitsentschädigung ist hier gesetzlich auf maximal ein Prozent der Restschuld begrenzt.

			Wenn bei Ihnen viel Geld auf einem schlecht verzinsten Konto schlummert, können Sie es besser anlegen, indem Sie sich nach anderen Anbietern umschauen. Hier hilft ein Blick in Vergleichsportale und einschlägige Testzeitschriften weiter.

			Stellen Sie fest, dass Sie Verträge abgeschlossen haben, die bei näherer Betrachtung teuer sind, wird es etwas komplizierter:

			•	Lebens-/Rentenversicherungen, die bis 2004 abgeschlossen wurden, haben Steuervorteile, die den Nachteil höherer Kosten kompensieren können. Außerdem ist ein Blick auf die garantierten Leistungen hilfreich, um eine Garantierendite auszurechnen. Dazu gibt es zwar Rechner im ­Internet, etwa bei Finanztest.de oder zinsen-berechnen.de, allerdings kann sich die Berechnung angesichts der Intransparenz mancher Verträge schwierig gestalten. 

			•	Bei alten Bausparverträgen mit guten Zinsen ist es meist ratsam, diese zu behalten und gegebenenfalls die Regelsparrate weiter einzuzahlen.

			•	Fondsgebundene Rentenversicherungen gehören zu den teuersten­ ­Altersvorsorgeverträgen. Läuft der Vertrag noch lange Zeit, kann sich eine nähere Betrachtung und ein Vergleich mit Alternativen (Wechsel der Fonds, Beitragsfreistellung, Kündigung und Tausch gegen Fondssparplan) lohnen. 

			•	Viele Investmentfonds, gerade Mischfonds, sind extrem teuer. Verlangt ein Mischfonds, der zur Hälfte in Aktien und zur Hälfte in Zinspapiere anlegt, laufend 1,3 Prozent Kosten, sollte man über einen Wechsel nachdenken. Meist ist eine Aufteilung auf zwei Produkte, einen Rentenfonds (oder alternativ Tages-/Festgeld) sowie einen Aktienfonds (noch besser: Indexfonds) kostengünstiger. Fonds, die gezielt auf einzelne Branchen oder Themen spekulieren, tragen „schlechte Risiken“ und sollten gemieden werden.

			Der Fall aus der Beratungspraxis

			Ratenschutzversicherung mit abenteuerlichen Klauseln und Vertrieb

			Etwas kaufen zu wollen, wofür das nötige Kleingeld nicht da ist? Kein ­Problem, sagen Anbieter, es gibt doch Ratenkredite. Wer sich darauf einlässt, wird nicht selten auch noch mit einer Ratenschutz­versicherung „beglückt“. Es könnte ja sein, dass man wegen Ver­sterbens oder auch wegen einer Arbeitslosigkeit den Kredit nicht rückzahlen könne. Der Abschluss einer solchen Versicherung ist jedoch regelmäßig nicht zu empfehlen, da die Absicherung hier beispielsweise im Vergleich zu einer Risikolebensversicherung teils irrwitzig viel kostet.

			In einem Fall, in dem sich eine Verbraucherin an die Verbraucherzentrale gewandt hatte, war bei der Ratenschutzversicherung für einen Möbelkauf auf Kredit eine Klausel besonders verwegen: Der Versicherungsschutz im Falle einer Arbeitslosigkeit sollte nur dann bestehen, wenn mindestens eine bestimmte Anzahl von Wochenstunden gearbeitet würde. Nun kann ein Versicherer zwar so allerlei in seine Bedingungen schreiben – das Mindeste, was Verbraucher erwarten können, ist jedoch, dass bei Abschluss der Absicherung darüber informiert und beraten wird. Im vorliegenden Fall erhielt die Verbraucherin jedoch gar ­keinen Hinweis auf diese Einschränkung. Darüber hinaus musste dem Vertrieb bekannt gewesen sein, dass die Verbraucherin weniger als in dieser Klausel verlangt arbeitete und damit bei einer Arbeitslosigkeit gar kein Versicherungsschutz bestehen konnte. Trotzdem wurde ihr im ­Zusammenhang mit ihrem Möbelkauf ein solcher Versicherungsvertrag verkauft. Als sie dann tatsächlich arbeitslos wurde und der Versicherer die Leistung verweigerte, wandte sich die Verbraucherin an die Verbraucherzentrale. Diese machte dem Anbieter klar, dass die Information und die Beratung völlig unzureichend waren. Zähneknirschend akzeptierte der Versicherer daraufhin die vertragsgemäße Übernahme von Kredit­raten über mehrere Tausend Euro.

			„Zentrale Versicherungsauskunft Deutschland“ – Vorsicht geboten!

			Viele Verbraucher haben in letzter Zeit Post bekommen von der „Zentralen Versicherungsauskunft Deutschland“.

			Klingt staatstragend und wichtig, ist es aber nicht. Schreiben dieser Art sollten gleich in den Papierkorb entsorgt werden. 

			Worum es eigentlich geht, lässt die selbst ernannte „Zentrale Versicherungsauskunft Deutschland“ zunächst vollkommen offen, suggeriert aber, Verbraucher hätten eine Pflicht, Angaben über sich zu machen und ­einen – sogar schon vorfrankierten! – Fragebogen zurückzuschicken. So wird schon im ersten Satz – auch noch mit Schreibfehlern – gefordert: „füllen Sie bitte den auf der Rückseite abgedruckten Fragebogen aus und senden Ihn kurzfristig an uns zurück“.

			Verbraucher sollten einer solchen Aufforderung nicht nachkommen! 

			Wer trotzdem freundlich und hilfsbereit Angaben macht, für den ist das Schreiben nicht nur unnütz, sondern auch riskant – für den eigenen Geldbeutel. Bei dem ausgefüllten Fragebogen geht es nicht um erfasste ­Daten, sondern man soll „die angebotene Dienstleistung“ für „nur“ 75 Euro im Jahr erhalten – selbstverständlich werde sich der Vertrag Jahr für Jahr verlängern, wenn er nicht rechtzeitig gekündigt wird. Um welche Dienstleistung es sich handelt, erfahren allerdings nur diejenigen ­Leser, die einen fast 30 Zeilen langen Informationsblock in sehr sehr kleiner Schrift durchackern: Die Zentrale Versicherungsauskunft bietet tatsächlich ihre Mithilfe an: nämlich, nach einem Unfall mit einem Kraftfahrzeug die gegnerische Versicherung ausfindig zu machen. Dies bedarf jedoch keinerlei kostenpflichtiger Hilfe. Denn genau dafür gibt es seit Jahrzehnten den „Zentralruf der Autoversicherer“, der unter der kostenlosen Telefonnummer 0800/2502600 die Kfz-Haftpflicht­versicherung des Unfallgegners ermittelt.

			Unterrichtsmaterialien zur Leitperspektive Verbraucherbildung

			Verbraucherbildung hat in jedem Schulfach und jeder Klassenstufe ­ihren Platz, und jedes Fach hat seine spezifische Bedeutung für Verbraucherbildung. Schließlich sind die in den Schulfächern vermittelten Kompetenzen die Grundlage für selbstbestimmte Konsum- und Kaufentscheidungen. 

			Im Zentrum eines jeden Unterrichts stehen stets die jeweiligen Fachkompetenzen. Wer jedoch geübt im Umgang mit funktionalen Zusammenhängen ist, kann nicht nur beispielsweise den Grundpreis selbst berechnen oder eine Grundpreisangabe überprüfen und kommt damit auch Mogelpackungen auf die Spur. Wer sich auskennt mit der Bedeutung von Klimazonen für die landwirtschaftliche Produktion, kann auch Werbeaussagen zur Saisonalität kritisch bewerten. Und wer seine Verbraucherrechte kennt und geübt in der Argumentation ist, kann etwa seine Gewährleistungsansprüche wirksam vertreten. Diese Liste lässt sich weiter ausführen. Schon durch diese Beispiele wird ­jedoch deutlich: Die Herausforderung für den Fachunterricht besteht vor allem darin, die fachbezogenen Kompetenzen in den Kontext von ­realen Kauf- und Konsumentscheidungssituationen zu stellen. 

			Dieser Herausforderung stellen wir uns als Verbraucherzentrale und ­erstellen Unterrichtsmaterialien, die Verbraucherbildung gemäß der Leitperspektive in die jeweiligen Schulfächer integrieren. Diese Integration gelingt auf unterschiedliche Weise: Zum einen gibt es Materialien für ganze Schulstunden, zum anderen werden Vorschläge für Einstiege in den Unterricht erstellt, die das fachspezifische Unterrichtsthema in Beziehung zur Verbraucherbildung setzt.

			Bei unserer Arbeit stützen wir uns auf unsere Erkenntnisse aus unserer Verbraucherberatung. So sind wir in der Lage, den Bezug der Materialien zum „praktischen Leben“ herzustellen. Da die Materialien von Fachkräften entwickelt werden, die selbst über eine Lehramtsausbildung verfügen, ist sichergestellt, dass diese auch lehrkraftgerecht gestaltet sind.

			Wir folgen dabei der Einführung des neuen Bildungsplans. Erste Unterrichtsmaterialien für die Klassen 1/2 und 5 /6 sind bereits erstellt, weitere werden für diese Klassenstufen folgen. Die Materialien für die Klassenstufen 3 und 7 sind für das nächste Schuljahr geplant.

			Dank der Förderung durch das baden-württembergische Ministerium für Ländlichen Raum und Verbraucherschutz stellen wir die Unterlagen kostenlos zur Verfügung. Mehr dazu erfahren Sie unter www.vz-bw.de/leitperspektive. 

			Kontaktieren Sie uns unter: bildung@vz-bw.de

			Gemüsechips – besser als Kartoffelchips?

			Der Snackliebling Kartoffel bekommt Konkurrenz: Gemüsechips aus Karotten, Pastinaken, Süßkartoffeln, Rote Bete und Kohl erobern die Regale. Die Verpackungen verheißen oft besondere Natürlichkeit und jeder weiß: Gemüse ist gesund – aber gilt das auch für Chips? Die Verbraucherzentrale Baden-Württemberg hat sich einige der bunten Tüten mal genauer angesehen.

			Zutaten

			Für die meisten Produkte wird außer verschiedenen Gemüsesorten nur noch Sonnenblumenöl zum Backen oder Frittieren sowie Salz oder Gewürze für den Geschmack verwendet. Im Gegensatz zu Kartoffelchips findet man nur vereinzelt zugesetzten Zucker, Zusatzstoffe oder Aromen. Ein eindeutiger Pluspunkt für die Gemüsechips.

			Herstellung

			Wie bei den Kartoffelchips wird das Gemüse nach dem Waschen geschnitten oder gehobelt, gesalzen und in Öl frittiert oder gebacken. Teilweise gibt es auch getrocknete Produkte, vor allem aus Kohl oder Wirsing, die ganz ohne Öl auskommen. In speziellen Öfen mit Vakuum wird weniger Fett für die Zubereitung benötigt. Die meisten Gemüsechips enthalten aber am Ende etwa so viel Fett wie Kartoffelchips: Unentschieden.

			Sonstige Nährstoffe

			Gemüsechips enthalten mehr Ballaststoffe als Kartoffelchips. Zusätzlich punkten sie mit verschiedenen Vitaminen und sekundären Pflanzenstoffen. Allerdings gehen auch hier beim Erhitzen Teile davon verloren. Doch Gemüsechips haben von Natur aus einen hohen Zuckergehalt und liefern damit auch etwa gleich viel Kalorien wie Kartoffelchips. Meist sind Kartoffelchips etwas stärker gesalzen, doch auch Gemüsechips enthalten ziemlich viel Salz. Insgesamt haben die Gemüsechips bei den Nährstoffen leicht die Nase vorn.

			Der Kaloriengehalt hängt von den verwendeten Gemüsesorten und dem Produktionsprozess ab. Hier hilft ein Blick auf die Nährwertkennzeichnung, um Produkte mit weniger Fett, Zucker und Salz zu finden.

			Geschmack

			Würzig und knusprig müssen Chips sein. Da lässt sich die Kartoffel nicht so leicht vom Thron stoßen. Besonders Kohl und Rote Bete sind für viele Chipsliebhaber sicher gewöhnungsbedürftig. Aber die Auswahl ist groß und Geschmäcker sind verschieden. In Sachen Knusprigkeit hat die ­Kartoffel einen leichten Vorsprung. 

			Preis

			Gemüsechips sind in der Regel doppelt bis dreimal so teuer wie Kartoffelchips: 100 Gramm kosten zwischen zwei und drei Euro. Die gleiche Menge Kartoffelchips gibt es auch schon unter einem Euro bis 1,50 Euro. Klarer Punkt für die Kartoffelvariante.

			Bei Chips ist die Zusammensetzung der Produkte jeweils ähnlich. Da lohnt sich auf jeden Fall ein Preisvergleich. Wichtig: Immer den Grundpreis vergleichen, also wieviel 100 Gramm kosten. 

			Fazit

			Auch für Gemüsechips gilt: Genuss ja, aber in Maßen. Welche Chipsvariante den meisten Genuss bietet, entscheidet am Ende auch der persönliche Geschmack. Und egal, ob Gemüse oder Kartoffeln: Zutaten, Nährwerte und Preise vergleichen lohnt sich. Wer auf der Suche nach ­einer wirklich gesünderen und auch günstigeren Alternative ist, kann ­Gemüse wie Karotte, Gurke, Paprika oder Tomate einfach roh genießen, zum Beispiel als snackgerechte Sticks und wer will, mit leckerem Kräuterdip. Oder die Chips einfach selbst herstellen, dann kann jeder selbst entscheiden, wie viel Fett und Salz an die Chips kommt.

			Wie „fair“ ist ChariTea?

			Hinter ChariTea stecken Erfrischungsgetränke aus Teeaufgüssen – derzeit erhältlich in vier Sorten auf Basis von Schwarztee, Grüntee, Matetee und Rooibostee. Für mehr Geschmack sorgen weitere Zutaten wie Orangensaft, Passionsfruchtsaft, Agavendicksaft, Zitronensaft, Honig oder Ingwer. „ChariTea – A good drink.“, heißt es auf der Flasche. Laut Herstellerangabe werden ausschließlich Bio-Lebensmittel verarbeitet. Auch der Name, der an Charity – also Wohltätigkeit – erinnert, suggeriert ein Getränk nicht nur für den Gaumen, sondern auch für einen guten Zweck. Für jede verkaufte Flasche geht laut Werbung eine Spende an Sozialprojekte in den Anbauregionen, aus denen die Zutaten stammen.

			Doch wieviel „Fair“ steckt wirklich drin? Auf der Internetseite heißt es „In die Flasche kommen uns nur biologisch angebaute Fairtrade-Zutaten aus aller Welt“ und „Unsere Zutaten sind … zu 100% biologisch angebaut und stammen aus Fairem Handel.“ Doch das Kleingedruckte auf der Flasche sagt etwas anderes: Die angegebenen Gesamtanteile an Fairtrade-Zutaten betragen 91, 97 und 98 Prozent, bei der Sorte (mate) sogar nur 29 Prozent. 100 Prozent Fairtrade werden also nie erreicht – und das, obwohl der Wasseranteil im Teeaufguss in dieser Berechnung gar nicht berücksichtigt wird. 

			In drei von vier Sorten ist es die Zutat Zitronensaft, die nicht aus Fairem Handel stammt. 

			Erstaunlich: Beim ChariTea mate ist laut Kennzeichnung ausgerechnet der Mate-Tee nicht Fairtradezertifiziert. Auf Anfrage beim Hersteller heißt es, dass der Mate Tee zwar fair sei, aber über eine andere Organisation zertifiziert wurde. Über die tatsächlich enthaltene Menge an Mate wollte man keine Auskunft geben. 

			Was noch hinzukommt: Bei allen Getränken ist mindestens eine Zutat „mit Mengenausgleich“ gekennzeichnet. So richtig fair finden wir das nicht. Denn der Hinweis ist leicht zu übersehen. Und wer doch über den Begriff stolpert, findet auf der Verpackung keinerlei Erklärung dazu, kann damit also gar nichts anfangen.

			Was bedeutet „Mengenausgleich“?

			Unter Mengenausgleich versteht man die Vermischung von Lebensmitteln aus Fairem und Nicht Fairem Handel bei ihrer Weiterverarbeitung, also beispielweise beim Pressen und ­Abfüllen von Saft. Die Fairtrade-Standards erlauben einen Mengenausgleich nur bei Tee, Orangensaft, Kakao und Zucker. Dabei darf am Ende nur so viel als fair verkauft werden, wie aus den fair produzierten Zutaten auch hergestellt werden kann (siehe Grafik zum Mengenausgleich am Beispiel Orangensaft). Trotzdem kann es vorkommen, dass in einem Fairtrade-Orangensaft mit Mengenausgleich gar keine fair gehandelten Orangen stecken. 

			Nach Ansicht der Verbraucherzen­trale sollte der Mengenausgleich eine kurzfristige Ausnahmeregelung darstellen, wenn bei der Verarbeitung keine getrennten Produktionswege von Fairen und Nicht Fairen ­Lebensmitteln möglich sind. Auf Dauer muss eine getrennte Verarbeitung sichergestellt werden, damit Käufer am Ende auch wirklich Fair bekommen, wenn Fair drauf steht.

			Verbrauchererwartungen an vegetarische und vegane Ersatzprodukte

			Verbraucher haben hohe Ansprüche an die Inhaltsstoffe und die Kennzeichnung von vegetarischen und ­veganen Ersatzprodukten wie Seitan-Würstchen, Lupinen-Eis oder Tofu-Burger. Das ist das Ergebnis ­einer bundesweiten online-Umfrage (nicht repräsentativ) der Verbraucherzentralen im Mai und Juni 2016. Es beteiligten sich 5.930 Verbraucherinnen und Verbraucher, davon 2.871 Veganer, 1.493 Vegetarier, 842 Flexitarier (Personen, die wenig Fleisch und Fisch essen) und 719 Mischköstler. Die Verbraucherzentralen fragten auch nach den Motiven für den Kauf, sowie der Einschätzung des Nährstoffgehaltes und des Gesundheitswertes im Vergleich zum „Original“ und den Umgang mit Siegeln. Alle Umfrageergebnisse finden Sie im Bericht Verbrauchererwartungen an vegetarische und vegane „Ersatzprodukte“ auf www.vz-bw.de/vegetarische-und-vegane-ersatzprodukte.

			Die Ergebnisse der Umfrage ­nehmen die Verbraucherzen­tralen nun zum Anlass für einen Marktcheck des wachsenden Angebots. Die Untersuchung soll klären, ob die Rezepturen die hohen Erwartungen der Verbraucher erfüllen und Kennzeichnungen und Siegel glaubwürdig und verlässlich sind.

			Gepäckbeschädigung oder -verlust auf der Flugreise: Welche Rechte hat der Reisende?

			Was tun, wenn der Koffer auf dem Flug beschädigt wird oder gar nicht ankommt?

			Der Reisende sollte direkt am Flug­hafen sofort eine Schadensmeldung stellen, und zwar beim sogenannten „Lost and Found“ Schalter beziehungsweise der Gepäckermittlung des Zielflughafens. Für die Verlustmeldung benötigt er sein Ticket, die Bordkarte und die entsprechende Gepäckregistriernummer für den ­Koffer. Er bekommt diese Meldung grundsätzlich auch ausgedruckt und sollte auf diesem Nachweis der Schadensmeldung auch bestehen. 

			Tipp: Das Gepäckstück noch am Flughafen sofort auf Schäden untersuchen und diese gegebenenfalls melden. 

			Auf der Herausgabe/Anfertigung ­eines Ausdrucks der aufgegebenen Schadensmeldung bestehen. 

			Wer haftet für beschädigtes oder fehlendes Gepäck – gegen wen müssen die Ansprüche geltend ­gemacht werden?

			Je nachdem, ob es sich um eine Pauschalreise handelt oder nur um einen einzeln gebuchten Flug, ist entweder der Reiseveranstalter oder die Fluggesellschaft direkt der Ansprechpartner. 

			Jedoch muss beachtet werden, dass weder die mündliche Anzeige des Schadens am Schalter der Fluggesellschaft noch eine solche gegenüber dem örtlichen Reiseleiter ausreicht.

			Tipp: Die Schadensmeldung sollte unbedingt nachweislich mit Einschreiben versandt werden.

			Welche Fristen sind zu beachten?

			Nach der Schadensmeldung direkt am Flughafen sind unbedingt die weiteren Fristen zu beachten und ­einzuhalten: Innerhalb von sieben Tagen muss gegenüber der Fluggesellschaft schriftlich der Schadensersatzanspruch geltend gemacht ­werden.

			Kommt ein Gepäckstück erst später an, verlängert sich die Frist auf 21 Tage. 

			Welche Ansprüche können geltend gemacht werden?

			In welcher Höhe ein entsprechender Schadensersatzanspruch geltend gemacht werden kann, regelt das ­sogenannte Montrealer Übereinkommen. Bei Verlust oder Beschädigung des Gepäcks liegt zurzeit die Haftungsobergrenze bei rund 1.440 Euro. 

			ABER: Die Fluggesellschaft oder der Reiseveranstalter brauchen keinen Schadensersatz zu leisten, wenn sie nachweisen können, dass der Schaden auf die Eigenart des Reisegepäcks oder einen Mangel am Gepäck zurückzuführen ist. 

			Der entstandene Schaden sollte bei der Geltendmachung des Schadensersatzanspruchs detailliert aufgelistet werden.

			Tipp: Vor Abreise dokumentieren, was eingepackt wurde, und entsprechende Kaufbelege bereithalten. 

			Auf angebotene Schadensersatzzahlungen oder auf die Annahme ­eines angebotenen Ersatzgepäcks direkt vor Ort sollte man sich nicht einlassen.

			Was tun, wenn der Koffer mehrere Tage verspätet am Urlaubsort ankommt?

			Die Fluggesellschaft beziehungsweise der Reiseveranstalter haben die Kosten für Einkäufe zu tragen, die aufgrund des fehlenden Koffers am Urlaubsort notwendig wurden. 

			Der Reisende sollte hier zunächst wirklich nur das Nötige einkaufen und die Quittungen für die notwendigen Einkäufe aufbewahren und als Nachweis einreichen. 

			Tipp: In Erfahrung bringen, ob eventuell ein Vorschuss für die notwendigen Einkäufe gezahlt wird und ­welche Summe übernommen wird. Gegebenenfalls wird auch gleichein Ersatz der wichtigsten Hygieneartikel zur Verfügung gestellt. 

			Was können Pauschalreisende noch geltend machen?

			Wurde eine Pauschalreise gebucht und kommt der Koffer erst einige Tage später am Urlaubsort an, kann man für die Tage, an denen das ­Reisegepäck einem nicht zur Verfügung stand, gegenüber dem ­Reiseveranstalter noch sogenannte Minderungsansprüche stellen.

			Tipp: Hierbei reicht die schriftliche Bestätigung über die Tage ohne Gepäck durch die örtliche Reiseleitung aus. 

			Kann man sich vor Gepäckverlust schützen?

			Je häufiger man umsteigt und zwischenlandet, umso größer ist das ­Risiko des Gepäckverlusts. Auch aus diesem Grund empfiehlt es sich, Non-Stopp-Flüge zu buchen.

			Terror und Unruhen im Urlaubsland – Was können betroffene Reisende tun, und worauf ist zu achten?

			Ständig neue Terroranschläge und politische Unruhen machen das Reisen in aktueller Zeit nicht gerade einfach und verunsichern so manchen Reisenden, wie mit dieser Situation im geplanten Urlaubsland umzugehen ist. 

			Viele fragen sich hierbei, ob der schon seit längerem gebuchte Pauschalurlaub überhaupt angetreten werden kann oder gar muss. 

			Stornierung der Reise verursacht Stornogebühren!

			Grundsätzlich gilt: Von einer bereits seit längerem gebuchten Reise kann man sich immer wieder lösen. Nur die finanziellen Rahmenbedingungen, sich wieder vom Vertrag unter der Bezahlung einer sogenannten Stornogebühr lösen zu können, ändern sich: Je näher der Tag der Abreise in den Urlaub rückt, desto höher werden die bei einer Stornierung anfallenden Kosten.

			Ich habe eine Reiserücktrittsversicherung abgeschlossen. Springt diese ein, wenn ich die gebuchte Reise aufgrund der aktuellen Situation vor Ort nicht mehr antreten möchte?

			Eine Reiserücktritt- oder -abbruchversicherung nützt bei derartigen ­Situationen nichts. Sie springt in der Regel hierfür nicht ein. Denn sie ­sichert hauptsächlich das Risiko des Reisenden ab, vor beziehungsweise während der Reise zu erkranken, oder sie bezahlt auch, wenn ein naher Angehöriger des Reisenden stirbt. Die Angst vor drohenden ­Terroranschlägen am Urlaubsort wird durch diese Versicherung nicht abgedeckt.

			Jedoch kann eine bereits gebuchte Pauschalreise unter ganz bestimmten Voraussetzungen kostenfrei gekündigt werden. Dies ist dann der Fall, wenn sogenannte höhere Gewalt vorliegt.

			Was ist höhere Gewalt?

			Höhere Gewalt ist ein von außen kommendes, unabwendbares und nicht voraussehbares Ereignis, das die geplante Reise erheblich erschwert, gefährdet oder vereitelt. Konkret versteht man darunter Epidemien und Naturkatastrophen. Vereinzelte terroristische Anschläge oder politische Unruhen fallen jedoch nicht direkt darunter. Ausschlaggebend ist immer die aktuelle, objektive Situation vor Ort. Das subjektive Empfinden oder die persönliche Wahrnehmung ist dafür nicht ausschlaggebend. 

			Wenn das Auswärtige Amt vor Reisen in ein bestimmtes Zielgebiet warnt, ist das ein wichtiges Indiz, aber noch keine Voraussetzung für ein Kündigungsrecht wegen höherer Gewalt. Anders ist die Sachlage nach Auffassung der Verbraucherzentrale jedoch dann, wenn von Reisen in ­dieses Zielgebiet abgeraten wird. 

			Welchen Vorteil hat der Reisende bei Vorliegen von ­höherer Gewalt?

			Kommt es zu einer Kündigung des Pauschalreisevertrages vor Reisebeginn wegen höherer Gewalt, muss der Reisende den Reisepreis nicht bezahlen. Hat er bereits im ­Voraus bezahlt oder Beträge angezahlt, kann er diese zurückverlangen. ­Stornopauschalen oder Bearbeitungsgebühren darf der Reiseveranstalter nicht in Rechnung ­stellen. 

			Tipps zum Vorgehen bei derartigen Situationen am Urlaubsort 

			•	Setzen Sie sich mit Ihrem Reiseveranstalter in Verbindung. 

			•	Erkundigen Sie sich beim Reiseveranstalter, welche Möglichkeiten er in dieser Situation vorsieht.

			•	Oftmals schlagen Reiseveranstalter schon von sich aus entsprechende Umbuchungsmöglichkeiten vor. 

			Wie ist die Situation von Individualreisenden? 

			Im Gegensatz zu Pauschalreisenden haben Individualreisende kein Kündigungsrecht wegen höherer Gewalt. Individualreisende stellen ihre Reise nach den eigenen Vorstellungen bei ­unterschiedlichen Vertragspartnern ­zusammen. Wer nur einen Flug gebucht hat, trägt das Katastrophenrisiko allein und ist auf Kulanz der Fluggesellschaft angewiesen. Nur wenn der Flug ersatzlos gestrichen wird, erhält man den Flugpreis zurück. Auch bei der separat gebuchten Unterkunft gilt: Solange diese zugänglich und ohne Gesundheitsgefahr bewohnbar ist, kommen Urlauber in der Regel nur mit Bezahlung eines Stornoentgelts aus dem Mietvertrag heraus, wenn sie ihren Urlaub nicht mehr vor Ort verbringen möchten.

			Pflege: Wenn der Medizinische Dienst kommt

			Soll Pflegebedürftigkeit festgestellt werden, erhält man Besuch vom ­Medizinischen Dienst der Krankenkassen, kurz MDK.

			Kann man aufgrund von Krankheit oder Unfall nicht mehr für sich selbst sorgen und ist auf Hilfe angewiesen, hat man unter bestimmten Voraussetzungen Anspruch auf Pflegeleistungen. Pflegestufen beziehungsweise Pflegegrade werden vom MDK festgestellt. Auf diesen Besuch sollte man vorbereitet sein.

			Beantragt man Leistungen von der Pflegekasse, erhält man einen Terminvorschlag. Dieser sollte nur mit guten Begründungen verschoben werden. Am Tag der Begutachtung sollten außer dem Pflegebedürftigen auch die Personen anwesend sein, die bisher schon Pflegeleistungen und Hilfestellungen erbracht haben. Ist schon ein Pflegedienst beauftragt, sollte auch ein Vertreter des Pflegedienstes vor Ort sein.

			Sinnvoll ist es, sich zuvor schon Notizen zu machen, welche Verrichtungen und Hilfeleistungen vonnöten sind. Wichtig ist, ob diese Hilfe tagsüber oder auch nachts erforderlich ist.

			Die Pflegekassen sind verpflichtet, über den Antrag innerhalb von fünf Wochen schriftlich zu entscheiden. Die Frist läuft vom Posteingang des Antrags bei der Pflegekasse bis zum Tag der Erteilung des Bescheids. Hält die Pflegekasse diese Frist nicht ein, ist sie verpflichtet, für jede angefangene Woche 70,00 Euro zu zahlen. Dies gilt allerdings nur, wenn der Pflegebedürftige nicht für Verzögerungen verantwortlich ist.

			In das Gutachten fließt die derzeitige Hilfe- und Betreuungssituation ein. Die medizinischen Diagnosen und die (medikamentöse) Therapie wird ebenfalls notiert. Vorhandene oder notwendige Hilfsmittel (Rollator, Pflegebett, Nachtstuhl etc.) werden in den Bericht aufgenommen. Verordnete Heilmittel (Physiotherapie, Lymphdrainage, Ergotherapie, Logopädie) können die Pflegesituation beeinflussen und müssen ebenfalls beachtet werden. Die Wohnsituation (beengtes Bad, nicht barrierefreie Wohnung) können die Pflegesituation ebenfalls beeinflussen. Und zuletzt wird neben körperlichen Einschränkungen darauf geachtet, welche geistigen Einschränkungen oder auch Ressourcen vorhanden sind.

			Die Pflegekasse schickt das Gutachten auf Wunsch dem Pflegebedürftigen zu. Das Schreiben enthält auch die Einstufung zur Pflege und die damit verbundenen Leistungen.

			Ist man mit der Einstufung nicht einverstanden, besteht die Möglichkeit, Widerspruch gegen das Gutachten einzulegen. Dies kann bei der Pflegekasse erfolgen. Der Widerspruch muss dabei innerhalb eines Monats eingehen. Eine Begründung sollte mitgeliefert werden. Diese kann gegebenenfalls jedoch auch nachgereicht werden. Fällt dann auch der Widerspruchsbescheid negativ für den Pflegebedürftigen aus, kann Klage vor dem Sozialgericht eingereicht werden. Die Chancen auf ein positives Resultat sollten jedoch vorab geklärt werden. Wenden Sie sich an Ihre Verbraucherzentrale.

			Änderungen in der Pflegeversicherung zum 1. Januar 2017

			Bisher waren die Leistungen für Pflegebedürftigkeit in drei Pflegestufen kategorisiert. Zum Erhalt einer Pflegestufe bedurfte es überwiegend körperlicher Einschränkungen. Schon in den letzten Jahren gab es zusätzliche Leistungen für eingeschränkte Alltagstauglichkeit, das heißt, demenzielle Erkrankungen. Der Gesetzgeber unterstützt ­diesen Bereich nun in deutlich höherem Maße. Ab Januar 2017 gibt es fünf Pflegegrade anstatt der bisherigen drei Pflegestufen. Das Bewertungssystem wird komplexer. Die Einschränkung wird nicht mehr in Pflege­minuten berechnet, sondern man bewertet, wie viele ­Ressourcen der Pflegebedürftige noch hat. Diejenigen Pflegebedürftigen, die schon eine Pflegestufe haben, werden automatisch in die Pflegegrade übergeleitet. Ein Antrag ist hierzu nicht erforderlich.

			Gesetzliche Krankenversicherung: Vor­aussetzungen für die Familienversicherung

			Die gesetzlichen Krankenversicherungen bieten die Möglichkeit, Familienangehörige unter bestimmten Vor­aussetzungen beitragsfrei zu versichern. Nicht immer sind diese Voraussetzungen bekannt.

			Grundsätzlich können Ehegatten (auch Lebenspartner), Kinder und Kinder von familienversicherten Kindern in die Familienversicherung aufgenommen werden. Allerdings gelten hierfür bestimmte Bedingungen. Zunächst muss der Wohnsitz beziehungsweise der gewöhnliche Aufenthalt in Deutschland liegen. Zudem darf ein Einkommen nur in geringer Höhe vorhanden sein. Dieses richtet sich nach der sogenannten monatlichen Bezugsgröße: Für das Jahr 2016 ist dieses Einkommen in den alten Bundesländern begrenzt auf 415 Euro pro Monat. Nicht relevant ist ­allerdings eine sogenannte gering­fügige Beschäftigung bis maximal 450 Euro pro Monat. Kinder können bis zum 18. Lebensjahr in der Familienversicherung bleiben oder wieder in diese aufgenommen werden. Dies verlängert sich bis zum 23. Lebensjahr, wenn keine Erwerbstätigkeit vorliegt und bis zum 25. Lebensjahr, wenn sich die Kinder in Schul- oder Berufsausbildung befinden. Eine weitergehende Verlängerung ist möglich bei bestimmten Freiwilligendiensten oder bei behinderten Kindern. Als Kinder zählen auch Stiefkinder oder Pflegekinder. Selbst Enkelkinder, die überwiegend vom Versicherten unterhalten werden, können der Familienver­sicherung beitreten.

			Eine besondere Regelung gilt allerdings für Kinder, wenn ein Ehepartner privat versichert ist, der andere gesetzlich. Verdient der privat Versicherte mehr als der gesetzlich Versicherte und liegt sein Einkommen gleichzeitig über der Jahresarbeitsentgeltgrenze (für 2016 bei 4.687,50 Euro monatlich beziehungsweise 56.250 Euro jährlich), können Kinder nicht kostenlos familienversichert werden. Eine freiwillige Versicherung für die Kinder ist jedoch möglich.

			Wer einer Versicherungspflicht unterliegt, zum Beispiel Beschäftigte oder Rentner, kann der Familienversicherung in der Regel nicht beitreten. Eine Ausnahme bilden hier beispielsweise Studenten bis zum 25. Lebensjahr. Freiwillig Versicherte, zum Beispiel hauptberuflich Selbstständige, haben ebenfalls keine Möglichkeit, in die Familienversicherung zu kommen. Versicherungsfreie Personen, zum Beispiel Beamte, können genauso wenig kostenlos beitragsfrei versichert werden.

			Um unliebsame Auswirkungen wie zum Beispiel Nacherhebung von ­Beiträgen zu vermeiden, sind Änderungen zum Versichertenstatus der Krankenkasse umgehend zu melden.

			Die Voraussetzungen für eine ­Familienversicherung können ­komplex sein. Die Verbraucherzen­trale berät zum Thema.
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